
91 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XI. GP. 

10. 6. 1966 

Regierungsvorlage 

Bundesgesetz vom , 
mit dem das Wohnhaus-Wiederaufbaugesetz 

nel,Jerlich abgeändert wird 

. Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Wohnhaus-Wiederaufbauges~tz, BGBL 
Nr. 130/1948, in der Fassung der Bundesgesetze 
BGBL Nr. 26/1951, BGBI. Nr. 228/1951, BGBI. 
Nr. 106/1952, BGBL Nr. 116/1953, BGBL 
Nr. 117/1953, BGBL Nr. 154/1954, BGBL 
Nr. 156/1955 und BGBL Nr. 154/1958, wird wie 
folgt geändert: 

1. Nach § 7 wird eingefügt: 

,,§ 7 a. (1) Die nach § 7 Abs. 1 Z. 2 lit.a und b 
zu entrichtenden Beiträge sind für die nach dem 
31. Dezember 1962 gelegenen Beitragszeiträume 
in jener Höhe zu entrichten, in der sie für den 
an diesem Tag endenden Beitragszeitraum -
allenfalls unter Umrechnung auf einen Jahres­
betrag - für den Beitragsgegenstand (§ 7 Abs. 1 
Z. 2 lit. a und b) zu entrichten waren; hiedurch 
wird jedoch eine den genannten Bestimmungen 
entsprechende Verminderung der Beitragshöhe 
auch für nach dem 31. Dezember 1962 gelegene 
Beitragsz,eiträume nicht verhindert. Eine Erhö­
hung des für das Jahr 1962 zuentrich'tenden Bei­
trages nach § 7 Abs. 1 Z. 2 lit. a, bb, bleibt bei 
Berechnung des Beitrages für die nach dem 
31. Dezember 1962 gelegenen Beitragszeiträume 
außer Ansatz. 

(2) Der sich nach Abs. 1 für das Jahr 1963 
ergebende Beiiragist mit Abgabenbescheid fest­
zusetzen. Dies,e Festsetzung gilt auch für die fol­
genden Jahre. Sind die Voraussetzungen für eine 
Verminderung der Beitragshöhe gegeben, ist ein 
neuer Abgabenbescheid zu erlassen, der auch für 
die folgenden Jahre gilt. Bezüglich der Entrich­
tung dieser Beiträge gelten sinngemäß die Vor­
schriften der §§ 29 und 30 des Grundsteuerge­
setzes 1955. 

§ 7 b. Die Erhebung der Beiträge nach den 
§§ 7 und 7 a obliegt dem Lagefinanzamt (§ 53 
Abs. 1 lit. ader Bundesabgabenordnung, BGBL 
Nr. 194/1961)." ' 

2. Im § 8 Abs. 1 werden die 'WI:orte "mit Fonds­
hilfe wiederhergestellt werden" ersetzt durch die 
Worte: "mit Fondshilfe vordem 1. Juli 1966 
wiederhergestellt wurden"; die Worte "an die­
sem Stichtag" werden ersetzt durch die Worte: 
"am 1. Juni 1948". 

3. Im § ~ Abs. 2 werden nach den Worten 
"nach' diesem Stichtag" eingefügt die Worte: 
"und vor dem 1. Juli 1966"; die Worte: "bis 
zur gänzlichen Abstattung der Schuld, höchstens 
jedoch bis zur Auflösung des Fonds (§ 23) an 
diesen" werden ers,etzt durch die Worte "an den 
Fonds". 

4. Dem § 8 wird nachstehender Abs. 6 ange­
fügt: 

,,(6) Die Bestimmungep des Abs. 1 und Abs. 2 
sind nicht auf Forderungen anzuwenden, die auf 
Kreditgeschäften beruhen und die durch eine 
Höchstbetragshypothek (§ 14 Abs. 2 Allgemeines 
Grundbuchsgesetz 1955; BGBL Nr. 39) grund­
bücherlich sichergestellt sind." 

5. Nach § 8 wird ,eingefügt: 

,,§ 8 a. Die Erhebung der Beiträge nach § 8 ob­
liegt für das gesamte Bundesgebiet dem Finanz­
amt für Gebühren und Verkehrsteuern 1n 

Wien." 

Artikel 11 

Das Zentralfinarizamt für die Beiträge nach 
dem Wohnhaus-Wiederaufbaugesetz in Wien 
wird mit Ablauf des 31. Dezember 1966 aufge­
löst. 

Artikel III 

(1) § 7 ades Wohnhaus-Wi'ederaufbaugesetzes 
in der Fassung des Artikels I Z. 1 dieses Bundes­
gesetzes tritt rückwirkend mit 1. Jänner 1963 in 
Kraft. Artikel I Z. 2 und 3 dieses Bundesgesetzes 
treten mit 1. Juli 1966 in Kraft. § 7 bund § 8 a 
des Wohnhaus-Wiederaufbaugesetzes in der Fas­
sung des Artikels I Z. 1 und des Artikels I Z. 5 
dieses Bundesgesetzes tr'et.en am 1. Jänner 1967 
in Kraft. . 

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut. 
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Erläuternde Bemerkungen 

Für die Erhebung der Beiträge, die ,-,:on· Lie­
genschaftseigentümern und Pfandgläubigern nach 
den §§ 7 und 8 des Wohnhaus-Wiederaufbau­
gesetzes, BGBl. Nr. 130/1948 in der geltenden 
Fassung, an denWohnhaus-Wiederaufbaufonds 
zu leisten sind, mußte seinerzeit das Zentral­
finanzamt für die Beiträge nach dem Wohnhaus­
Wiederaufbaugesetz errichtet werden, weil . die 
Beitragspflicht zum Großteil von einer mieten­
gesetzlich zu beurteilenden Vorfrage (Mietzins­
bildung) abhängig ist. Da die Entscheidung über 
mietrechtliche Fragen' den Gerichten obliegt, stellt 
die durch das Wohnhaus~Wiederaufbaugesetz der 
Bundesabgabenverwaltung übertragene Aufgabe, 
bei Beurteilung der Beitragspflicht auch über 
mietrechtliche Tatbestände abzusprechen, eine 
der Abgabenverwaltung fr,emde Materie dar. Um 
den sich aus dieser Doppelge1eisigkeit für die Ab­
gabenverwaltung ergebenden SChwierigkeiten 
Rechnung zu tragen, wurde die Agende einem 
Spezialfinanzamt mit Zuständigkeit für das ganze 
Bundesgebiet zur Vollziehung übertragen. 

Nachdem die Erfassung der derzeit Beitrags­
pflichtigen durch die mehr als fünfzehnjährige in­
tensive Tätigkeit des Zentralfinanzamtes als. ab­
geschlossen betrachtet werden kann, beläuft sich 
das Aufkommen an den Beiträgen nach dem 
W ohnhaus-Wiederaufbaugesetz, wie dies aus den 
Bundesrechnungsabschlüssen hervorgeht, im Jahr 
auf rund 50 Millionen Schilling. Im Hinblidc auf 
notwendige Ersparungs- und V,ereinfachungs­
maßnahmen auf dem Verwaltungssektor er­
scheint die Weiterführung eines eigenen Amtes 
zur Aufbringung dieses im Verhältnis zum Ge­
samtaufkommen an Abgaben und Beiträgen ge­
ringen Betrages nicht mehr angängig. Wenn 
schon ein gänzlicher Verzicht auf das Aufkom­
me.n an diesen Beiträgen nicht möglich ist, so soll 
wenigst,ens der Weg einer Aufteilung der Agende 
auf die Gesamtheit der Finanzämter beschritten 
werden, was aber voraussetzt, daß die Agende 
vorerst ihrer wesentlichsten Schwierigkeit ent­
kleidet wird. 

Der Entwurf sieht daher eine "Erstarrung" der 
Beiträge der Liegenschaftseigentümer nach § 7 
Abs. 1 Z. 2 lit. a (nach dem Mietzins) und lit. b 
(nach dem Einheitswert) in der Weise vor, daß 

diese Beiträge für die nach dem 31. Dezember 
1962 gelegenen Beitragszeiträume in jener Höhe 
zu entrichten sind, in der sie für den an diesem 
Tag endenden Beitragszeitraum zu entrichten 
sind. Der am 31. Dezember 1962 endende Bei­
tragsz'eitraum ist das Kalenderjahr 1962 bezie­
hungsweise ein erst im Jahre 1962 beginnender 
Beitragszeitraum; für den zweitgenannten Fall 
ist die Umrechnung de:; Beitrages auf einen vol­
len Jahresbetrag vorg,ese~en. Nicht in die Erstar­
rung einbezogen werden soll eine allfällige Er­
höhung gemäß § 7 Abs. 1 Z. 2 lit. a, bb des 
Wohnhaus-WiederaufbaugeS'etzes (Erhöhung des 
Beitrages um 3 Groschen bei verspäteter Beitrags­
abfuhr), damit nicht etwa auch die Auswirkung 
einer Säumnis perenniert wird. Eine Einschrän­
kung der "Erstarrung" wird insoweitvorgeschla­
gen, als sich schon nach den bisherigen Vorschrif­
ten des Wohnhaus-Wiederaufbau gesetzes eine 
Verminderung des Beitrages ergibt, weil andern­
falls zu große Härten entstehen könnten. 

Die Einführung einer solchen "Erstarrung" 
und insbesondere der für die Erstarrung gewählte 
Stichtag (31. Dezember 1962) hat aber. auch noch 
eine weitere gewichtige Begründung. Zu einem 
Teil sind nämlich die Fondsbeiträge an die Ein­
heitswerte gebunden (§ 7 Abs. 1 Z. 2 lit. b des 
Wohnhaus-Wiederaufbaugesetzes) und müssen 
daher Veränderungen in der Höhe der Einheits­
werte zwangsläufig mitmachen. Anläßlich der 
Hauptfeststellung der Einheitswerte zum 1. Jän~ 
ner 1956 hat der Gesetzgeber durch die W.ohn­
haus-Wiederaufbaugesetznovelle 1958 ausdrudc­
lich die aus der damals eintretenden Erhöhung 
der Einheitswerte folgende Erhöhung auch der 
Beiträge zum Wohnhaus-Wiederaufbaufonds aus­
geschlossen (siehe 499 der Beilagen zu den steno­
graphischen Protokollen des Nationalrates, VIII. 
GP.). Nun wird gemäß Bundesgesetz vom 
18. Juli 1962, BGBl. Nr. 226, zum 1. Jänner 1963 
neuerlich eine Hauptfeststdlung der Einheits­
werte des Grundvermögens vorgenommen, 
welche infolge der zwischenzeitigen Kaufkraft­
und Preisveränderungen wieder zu einer Erhö­
hung der Einheitswerte führt. 'oem seinerzeit 
zum Ausdrudc gebrachten Willen des Gesetz­
gehers entsprechend wären daher auch· für die 
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neuerliche Hauptfeststellung der Einheitswerte 
die sonst eintretenden Folgen in bezug auf die 
Fondsbeiträge auszuschalten. Dies wird durch die 
;,Erstarrung" der Beiträge erreicht. ' 

Die Erhebung der Fondsbeiträge nach den §§ 7 
und 7 a soll den Finanzämtern mit allgemeinem 
Aufgabenkreis ohne Mehraufwand bei Personal 
und Buchungsmaschinen ermöglicht werden. Deso 

halb wird die Erhebung dem jeweiligen Lage­
finanzamt (§ 53 Abs. 1 lit. a BAO.) übertragen 
und vorgesehen, daß für die Entrichtung der 
Beiträge sinngemäß die Vorschriften der §§ 29 
und 30 des Grundsteuergesetzes 1955 anzuwen­
den sind. Demgemäß wird der erstarrte Beitrag 
in Hinkunft ebenso wie die Grundsteuer und die 
vom Grundsteuermeßbetrag abgeleit~ten Bei­
träge jeweils am 15. Feber, 15. Mai, 15. August 
und 15. November zu einem Viertel des Jahres­
betrages zu entrichten sein. Damit ist auch hin­
sichtlich der erstarrten Beiträge die Vorausset­
zung zur Anwendung der rationellen Verrech­
nungstechnik gemäß § 213 Abs. 1 Bundesabga­
benordnung geschaffen. 

Bezüglich der Beiträge der Pfandgläubiger sol­
len die erst nach dem 30. Juni 1966 erfüllten 

Tatbestände des § 8 des Wohnhaus-Wiederauf­
baugesetzes nieht mehr Lum Entstehen einer Bei­
tragspflicht führen, weil das daraus zu erwar­
tende, überdies sich jährlich: vermindernd:e Bei­
tragsaufkommen den damit verbundenen Ver­
waltungsaufwand nicht mehr rechtfertigt. 

Durch -den neuen Abs. 6 im § 8 soll auch klar­
gestellt werden, daß für Forderungen aus Kre­
ditgeschäften, für die Höchstbetragshypotheken 
grundbücherlich eingetragen sind, keine Beiträge 
zu leistlen sind. Bereits die Novelle 1958 sollte 
dies - entsprechend der bei Schaffung des 
Wohnhaus-Wiederaufbaugesetzes in der Debatte 
des Nationalrates am 16. Juni 1948 zum Aus­
druck gebrachten Absicht des Gesetzgebers -
festlegen, jedoch hat sich gezeigt, daß auch die 
damals gewählte Gesetzesfassung der ihr zu­
grundeliegenden Absicht nicht gerecht wurde. 

Mit der Abwicklung der Beitragsfälle nach § 8 
soll das Finanzamt für Gebühren und Verkehr­
steuern in Wien betraut werden, weil eine Auf­
teilung dieser 'auslaufenden Agende auf die 
Finanzämter mit allgemeinem Aufgabenkreis ein 
Verwaltl.lngserschwernis bedeu t'en würde. 
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